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1. Rechtsgrundlagen

Das Integrationsamt kann im Rahmen seiner Zustandigkeit fir die beglei-
tende Hilfe im Arbeitsleben aus den ihm zur Verfligung stehenden Mitteln
Geldleistungen an schwerbehinderte Menschen zur Teilnahme an MalRnah-
men zur Erhaltung und Erweiterung beruflicher Kenntnisse und Fertigkeiten
erbringen (§ 185 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1e] SGB IX, § 17 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1f]
SchwbAV) erhalten.

Nach § 24 SchwbAV kdnnen schwerbehinderte Menschen Zuschusse zur
Teilnahme an beruflichen QualifizierungsmalRnahmen bis zur Hohe der
ihnen dadurch entstehenden Aufwendungen erhalten.

Forderfahig sind inner- oder auf3erbetriebliche MalRnahmen der beruflichen

Bildung
- zur Erhaltung und Erweiterung beruflicher Kenntnisse oder

- zur Anpassung an die technische Entwicklung.
Dies sind vor allem besondere Fortbildungs- und Anpassungsmalnahmen,
die nach Art, Umfang und Dauer den Bedurfnissen der schwerbehinderten
Menschen entsprechen, Hilfen kbnnen auch zum beruflichen Aufstieg er-
bracht werden.

2. Allgemeine leistungsrechtliche Voraussetzungen
21 Antragserfordernis
Die Leistungen werden auf Antrag erbracht. Der Antrag muss grundséatzlich

vor Beginn der Malinhahme bzw. vor Anmeldung/Abschluss des Vertrages
gestellt werden.



2.2  Ortliche Zustandigkeit

15. Februar 2021
Die Zustandigkeit richtet sich nach dem Ort des geférderten Arbeitsplatzes. Seite 3

3. Vorrangige Leistungspflichten

Eine Forderung nach diesen Grundsatzen darf gemaf § 185 Abs. 5 Satz 2
SGB IX, § 18 Abs. 1 SchwbAV nur erfolgen, soweit Leistungen fir densel-
ben Zweck nicht von einem Rehabilitationstrager, vom Arbeitgeber oder von
anderer Seite zu erbringen sind oder, auch wenn auf sie ein Rechtsanspruch
nicht besteht, erbracht werden.

Das Verbot der Aufstockung von Leistungen der Rehabilitationstrager durch
Leistungen der Integrationsamter (§ 185 Abs. 6 Satz 2 SGB IX) und die
Mdglichkeit der Integrationsamter, Leistungen der begleitenden Hilfe im Ar-
beitsleben vorlaufig zu erbringen (§ 185 Abs. 7 Satz 3 SGB IX) sind zu be-
achten.

31 Leistungspflicht des Arbeitgebers

Schwerbehinderte Beschaftigte sind vom Arbeitgeber in alle Qualifizierungs-
maflnahmen einzubeziehen, die er seinen Beschaftigten anbietet. Die Kos-
ten sind von ihm auch fur die schwerbehinderten Beschaftigten zu tragen.
Behinderungsbedingte Mehraufwendungen kénnen erstattet werden.

Schwerbehinderte Menschen haben aulerdem gegenuber ihrem Arbeitge-
ber gemal § 164 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 und 3 SGB |IX Anspruch auf bevor-
zugte Berucksichtigung bei innerbetrieblichen MalRnahmen der beruflichen
Bildung zur Férderung ihres beruflichen Fortkommens sowie auf Erleichte-
rungen im zumutbaren Umfang zur Teilnahme an aul3erbetrieblichen Maf3-
nahmen der beruflichen Bildung.

3.2 Leistungspflicht der Trager der beruflichen Rehabilitation

Die Leistungspflicht eines Rehabilitationstragers (§ 6 SGB 1X) besteht insbe-

sondere
- bei behinderungsbedingter Einschrankung der Erwerbsfahigkeit,

wenn also ohne die Leistung der Arbeitsplatzverlust droht oder der



Arbeitsplatz erheblich gefahrdet ist (Zustandigkeit der gesetzlichen
Rentenversicherung), 15. Februar 2021
- bei behinderungsbedingt notwendigen Malinahmen im Zusammen- Seite 4
hang mit der Erlangung oder Sicherung eines Arbeitsplatzes, wenn
der behinderte Mensch ohne die Leistung nicht in der Lage ist, die
angestrebte berufliche Tatigkeit aufzunehmen oder fortzusetzen (Zu-
standigkeit der gesetzlichen Rentenversicherung oder der Bunde-
sagentur fur Arbeit),
- bei MaBnahmen, die im Zusammenhang mit einem Betriebsunfall, ei-
ner Berufskrankheit oder einem Wegeunfall notwendig werden (Zu-
standigkeit der Trager der gesetzlichen Unfallversicherung),
- bei schwerbehinderten Menschen, deren Eingliederungsaussichten
wegen Art und Schwere der Behinderung nicht nur voriibergehend
wesentlich gemindert sind, soweit nicht ein anderer Rehabilitations-
trager zustandig ist (Zustandigkeit der Bundesagentur fir Arbeit),
- zum Ausgleich von erlittenen Schadigungen (Zustandigkeit der Tra-
ger der Kriegsopferversorgung und der Trager der Kriegsopferfir-
sorge).

3.3 Leistungspflicht der Bundesagentur fiir Arbeit im Aufgabenbe-
reich nach § 187 SGB IX in Verbindung mit dem SGB Ill

Neben ihrer Leistungspflicht als Rehabilitationstrager erbringt die Bunde-
sagentur fur Arbeit fir schwerbehinderte Menschen auch Leistungen zur be-
ruflichen Qualifizierung nach dem SGB IlI.

Die Bundesagentur fir Arbeit ist u. a. zustandig fur
- die Forderung der Teilhabe schwerbehinderter Menschen am Ar-

beitsleben auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt, die zur Aus- oder Wei-
terbildung eingestellt werden (§ 187 Abs. 1 Nr. 3e] SGB IX in Verbin-
dung mit § 73 Abs. 1 SGB IlI),

- Leistungen zur beruflichen Erstausbildung nach §§ 48 ff. SGB Il so-
wie

- Leistungen zur beruflichen Weiterbildung nach §§ 81 ff. SGB III.

3.4  Leistungspflicht von anderer Seite

In Betracht kommen Schadensersatzpflichten eines Schadigers bzw. seines
Haftpflichtversicherers. Voraussetzung ist ein Kausalzusammenhang



zwischen der vom Schadiger verursachten Behinderung und der Qualifizie-
rungsmafinahme. 15. Februar 2021
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3.5 Leistungspflicht der Trager der Sozialhilfe

Die Leistungen der Eingliederungshilfe fur behinderte Menschen umfassen
u. a. die Hilfe zur schulischen Ausbildung fiir einen angemessenen Beruf
einschliellich des Besuchs einer Hochschule (§ 54 Abs. 1 Nr. 2 SGB XII).

Die Leistungen der Trager der Sozialhilfe sind gemal § 18 Abs. 1 Satz 2
SchwbAYV in Verbindung mit § 2 SGB XIl gegenuber Leistungen der anderen
Rehabilitationstrager sowie der Integrationsédmter nachrangig.

4. Forderung schwerbehinderter Arbeitnehmer nach § 24 SchwbAV

4.1 MaBnahmen zur Erhaltung und Erweiterung beruflicher Kennt-
nisse und Fertigkeiten oder zur Anpassung an die technische
Entwicklung

Forderfahig sind Mallinahmen zur berufs- bzw. tatigkeitsbegleitenden Anpas-
sungsfortbildung. Es handelt sich um Qualifizierungsmaflinahmen, die durch
eine Veranderung oder Erweiterung der betrieblichen oder dienstlichen An-
forderungen an den schwerbehinderten Beschéftigten erforderlich werden.

MaRnahmen nach den Arbeitnehmer-Weiterbildungsgesetzen der Lander
fallen hierunter, sofern es sich um der beruflichen Fortbildung dienende Wei-
terbildungsmaflinahmen handelt. Diese kdnnen geférdert werden, soweit sie
der beruflichen Fortbildung dienen und einen mindestens mittelbaren Zu-
sammenhang zur ausgelbten Tatigkeit haben, in den Arbeitnehmer-Weiter-
bildungsgesetzen vorgesehene Mallhahmen der politischen Bildung sind
hiervon nicht erfasst.

4.2 Hilfen zum beruflichen Aufstieg
Leistungen kdnnen auch zum beruflichen Aufstieg erbracht werden.
Wahrend es bei den unter 4.1 genannten MalRnahmen vor allem um die not-

wendige Weiterentwicklung der bereits erworbenen beruflichen Kenntnisse
zum Zwecke des Verbleibs am bisherigen Arbeitsplatz geht, steht beim



beruflichen Aufstieg der Nutzen und die Eignung fiir einen héherwertigen Ar-
beitsplatz im Vordergrund. Die Hilfen zum beruflichen Aufstieg stellen einen 15. Februar 2021
Unterfall der beruflichen Fortbildung dar. Seite 6

Der berufliche Aufstieg zielt auf die Erlangung einer anderen, héherwertigen
Arbeitstatigkeit und baut grundsatzlich auf der bisher ausgeubten Tatigkeit
auf (z. B. die Altenpflegehelferin zur Altenpflegerin, der Geselle zum Meister,
das duale Studium, auch im Sinne einer beruflichen Qualifizierung).

Die Zweitausbildung und die berufliche Umschulung (vgl. § 1 Abs. 5 BBIiG),
die zu einer anderen beruflichen Tatigkeit befahigen (z. B. eine Umschulung
vom medizinischen Bademeister und Masseur zum Physiotherapeuten), sind
keine Falle des beruflichen Aufstiegs.

Bei Leistungen zum beruflichen Aufstieg (z. B. Besuch der Meisterschule)
wird das Ermessen regelmaRig dahin gehend ausgeibt, dass vom festge-
stellten behinderungsbedingt notwendigen Mehrbedarf ein Eigenanteil von in
der Regel zehn Prozent abgezogen wird.

Die Hohe des Eigenanteils orientiert sich entsprechend dem gesetzlichen
Zweck der begleitenden Hilfe im Arbeitsleben, Arbeitsverhaltnisse zu sichern

und zu erhalten, daran,
- dass die Weiterbildung ganz wesentlich im eigenen Interesse liegt

und zusatzliche berufliche Perspektiven, die Chance auf qualifizier-
tere Beschaftigung zu einem héheren Entgelt und die Mdglichkeit der
Selbststandigkeit eroéffnet und

- dass der bisherige Arbeitsplatz regelmafig nicht gefahrdet ist und
kein unabweisbarer Handlungsbedarf fir den Erhalt und die Siche-
rung dieses Arbeitsplatzes besteht.

Je dringender die Leistung ist, um einen Arbeitsplatz zu erhalten, desto ho-
her fallt der Zuschuss aus.

Zur Darstellung aller méglichen Fortbildungsarten ist der dieser Anlage 1 zu-
grunde liegenden Geschaftsanweisung eine tabellarische Aufzahlung beige-
fugt (Anlage 2).



4.3 Personliche Eignung

15. Februar 2021
Zu den Leistungsvoraussetzungen gehort, dass der schwerbehinderte Seite 7

Mensch fur die mit der fraglichen beruflichen Qualifizierungsmaf3nahme an-
gestrebte bzw. zu sichernde Tatigkeit grundsatzlich geeignet ist und voraus-
sichtlich mit Erfolg an der zu férdernden MalRnahme teilzunehmen vermag.

5. Leistungen an selbststandig Tatige

Leistungen nach § 24 SchwbAV sind auch an schwerbehinderte Menschen
moglich, die eine selbststandige Tatigkeit ausiiben oder aufzunehmen beab-
sichtigen (§ 21 Abs. 4 SchwbAV). Die Voraussetzungen des § 21 Abs. 1
SchwbAV mussen erflllt werden. Wenn bei schwerbehinderten Selbststandi-
gen die Ausgaben fir eine Fortbildungsmaflnahme als Kosten des laufen-
den Betriebes anzusehen sind, ist die Mallinahme gemaf § 21 Abs. 3
SchwbAYV nicht férderfahig.

6. Leistungsumfang
6.1 Forderfahige Aufwendungen

Es sind zwei Arten von Fortbildungen zu unterscheiden:
- Veranstaltungen, die nach Art, Umfang und Dauer in besonderer

Weise den Bedirfnissen schwerbehinderter Menschen entsprechen,
weil sie fir eine bestimmte Gruppe schwerbehinderter Menschen
(z. B. gehorlose oder blinde Menschen) konzipiert sind sowie

- Veranstaltungen, die von allen Menschen besucht werden kénnen.

6.1.1 Behinderungsbedingte Aufwendungen

Fur beide Fortbildungsarten férderfahig sind die Aufwendungen, die behin-
derungsbedingt anfallen.

Zu den behinderungsbedingten Aufwendungen gehdren insbesondere:
- Kommunikationshilfen,

- Sachkosten (z. B. Unterrichtsmaterial), sofern sie wegen der Behin-
derung zusatzlich anfallen,



- Fahrtkosten und Kosten der Unterkunft, sofern aufgrund der Behin-
derung keine naher gelegene Fortbildungsmaglichkeit besteht, 15. Februar 2021
- Kosten einer behinderungsbedingt erforderlichen Begleitperson. Seite 8

6.1.2 Allgemeine Aufwendungen

Darlber hinaus kdnnen bei Veranstaltungen/Weiterbildungen, die fiir eine
bestimmte Gruppe schwerbehinderter Menschen konzipiert sind, auch die
allgemeinen Teilnahmegebuhren/Lehrgangskosten Gibernommen werden.

Unter den Voraussetzungen des § 18 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 SchwbAV kénnen
auch bei Fortbildungsveranstaltungen, die von allen Menschen besucht wer-
den kénnen, die allgemeinen Teilnahmegebuhren/Lehrgangskosten tber-
nommen werden.

6.2  Art und Hohe der Leistung

Die Leistung wird als Zuschuss erbracht. Der Zuschuss kann bis zur Hohe
der durch die Teilnahme an der Mallinahme entstehenden Aufwendungen
bewilligt werden. Er bestimmt sich nach Art und Notwendigkeit der Mal3-
nahme.

7. Ermessensleistung

Bei einer Férderung nach § 24 SchwbAV handelt es sich um eine Ermes-
sensleistung, auf die kein Anspruch besteht. Das Integrationsamt entschei-
det sowohl Uber die Frage, ob ein Zuschuss gezahlt wird, als auch Uber die
Frage, in welcher Hohe dieser erfolgt, nach pflichtgemafiem Ermessen.

Die Leistung muss den Besonderheiten des Einzelfalls Rechnung tragen.

Ermessensgesichtspunkte sind vor allem:
- Besondere Schwierigkeiten des schwerbehinderten Menschen zur

Teilhabe am Arbeitsleben auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt unter
Berlcksichtigung von Art und Schwere der Behinderung (§ 18 Abs. 2
Satz 1 Nr. 1 SchwbAV). Der Bezug der Fortbildung zur jeweiligen Be-
hinderung ist zu beachten. Ein Bedrfnis zur Forderung besteht da-
her vor allem bei blinden und hérbehinderten Beschaftigten,



- Verwertbarkeit und Umsetzung der erworbenen Kenntnisse und Fer-

tigkeiten am Arbeitsplatz, 15. Februar 2021
- Verbesserung der Arbeitssituation, Seite 9
- private Nutzung der erworbenen Kenntnisse. Dienen die bei der be-

antragten Malinahme vermittelten Inhalte auch dem privaten Ge-

brauch, kann eine Eigenbeteiligung gefordert werden. Dies gilt bei-

spielsweise beim Erwerb von Fremdsprachenkenntnissen oder zu-

satzlichen, gangigen EDV-Kenntnissen.

Bei einer Bildungsmalinahme zum beruflichen Aufstieg ist im Rahmen der
Ermessensausubung weiterhin zu bertcksichtigen, ob Wissen vermittelt
wird, das entweder beim derzeitigen Arbeitgeber oder bei einem anderen Ar-
beitgeber in absehbarer Zeit zur Realisierung einer hdherwertigen Tatigkeit
sinnvoll eingesetzt werden kann. Dabei ist zu berlcksichtigen, dass auch
neu erworbenes Wissen angesichts der stetigen technischen und berufli-
chen Entwicklung mit der Zeit nicht mehr nutzbringend angewendet werden
kann. Die Einsetzbarkeit im Hinblick auf § 164 Abs. 4 Nr. 1 SGB IX kann
durch eine Stellungnahme des Arbeitgebers nachgewiesen werden.

Leistungen fur denselben Zweck bzw. fur eine MaRnahme mit gleichem In-
halt werden in der Regel nur einmal bewilligt.

Die Einkommens- und Vermdgensverhaltnisse des schwerbehinderten Men-
schen sind zu berilcksichtigen. Die Aufwendungen tragt das Integrationsamt,
sofern dem Teilnehmer die Aufbringung der erforderlichen Mittel nicht zu-
mutbar ist (§ 18 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 SchwbAV). Dies dirfte der Regelfall
sein.

Bei der Entscheidungsfindung sind in jedem Fall die zur Verfligung stehen-
den Mittel aus der Ausgleichsabgabe sowie die mittelfristige Finanzplanung
des Integrationsamtes fir alle Leistungen der begleitenden Hilfe im Arbeits-
leben nach § 185 Abs. 2 bis 4 SGB IX einzubeziehen. Vor dem Hintergrund
der Begrenztheit der Mittel ist darauf zu achten, die Verteilung der Aus-
gleichsabgabe so zu gestalten, dass fur alle Geldleistungen der begleiten-
den Hilfe im Arbeitsleben ausreichend Mittel zur Verfligung stehen. Bei Vor-
liegen der Voraussetzungen sollen die jeweils erforderlichen Leistungen ei-
nem maoglichst groRen Personenkreis zukommen.



8. Kriterien zur Anerkennung der grundsitzlichen Forderfahigkeit
von MafRnahmen 15. Februar 2021

Seite 10
8.1 Anwendungsbereich

Die Kriterien gelten fur alle Anbieter von MaRnahmen zur Erhaltung und Er-
weiterung beruflicher Kenntnisse und Fertigkeiten geman § 24 SchwbAV.
Eine Anerkennung nach diesen Kriterien bedeutet nicht zwingend, dass die
Teilnahme eines schwerbehinderten oder diesem gleichgestellten behinder-
ten Menschen an der Veranstaltung gemaR § 24 SchwbAV geférdert wird.
Die Bewilligung einer Forderung erfolgt jeweils im Einzelfall durch das zu-
standige Integrationsamt.

8.2 Anerkennungsverfahren

Naturliche sowie juristische Personen des privaten oder 6ffentlichen Rechts
kdnnen einen Antrag auf Anerkennung stellen. Der Antrag ist bei dem Integ-
rationsamt zu stellen, in dessen Zustandigkeitsbereich der Anbieter der Wei-
terbildungsmaflinahme seinen Sitz hat.

Die Anerkennung der Forderfahigkeit setzt voraus:
- Eine zeitlich, rdumlich und inhaltlich konkret benannte Veranstaltung,

- die Angabe des Veranstaltenden,
- die Angabe, an welchen Personenkreis mit welchen Beeintrachtigun-
gen sich die Veranstaltung wendet,
- eine detaillierte Tagesordnung bzw. einen Ablaufplan, aus dem die
Veranstaltungsinhalte zu enthehmen sind,
- eine namentliche Aufzahlung der Referentinnen und Referenten mit
Angabe ihrer Ausbildung und/oder ihrem ausgetibten Beruf,
- eine Aufstellung der fur die Veranstaltung anfallenden Gesamtkos-
ten, aufgeschlisselt nach:
e Seminarkosten (Referenten-Honorare, Unterlagen),
e Kosten der Unterkunft,
o ggf. Fahrtkosten.

Mit dem Antrag auf Anerkennung sind einzureichen:
- Die schriftlichen Nachweise der zuvor genannten Punkte,

- die Angabe, ob und ggf. bei welchem Integrationsamt schon einmal
ein Anerkennungsantrag nach § 24 SchwbAV gestellt wurde,



- die Angabe, ob Zuschilsse anderer Trager beantragt bzw. bereits be-
willigt wurden,

15. Februar 2021
- die Erklarung uber die Barrierefreiheit des Tagungs-/Veranstaltungs- Seite 11

ortes.

Von der Einreichung kann abgesehen werden, wenn die Unterlagen dem In-
tegrationsamt bereits aus frilheren Anerkennungs- oder sonstigen Verfahren
bekannt sind. Einzureichen sind jedoch Nachweise Uber zwischenzeitliche
Anderungen.

Der Antrag auf Anerkennung sollte spatestens acht Wochen vor Beginn der
betreffenden Veranstaltung gestellt werden.

Die Entscheidungen, einschlie3lich der Ablehnungen (ggf. mit einem Hin-
weis zu den Grinden), werden im internen Bereich des BIH-Internetauftritts
veroffentlicht.

8.3  Anerkennung

Die Anerkennung erfolgt, wenn es sich um eine Veranstaltung der berufli-
chen Bildung zur Erhaltung und Erweiterung der beruflichen Kenntnisse und
Fertigkeiten oder zur Anpassung an die technische Entwicklung handelt.

Nicht anerkannt werden:
- Veranstaltungen der politischen Bildung, die nach den Richtlinien zur

Anerkennung und Férderung von Veranstaltungen durch die Bundes-
zentrale fur politische Bildung (BpB) gemaf Bekanntgabe des Bun-
desministeriums des Innern (BMI) vom 28.09.2012 -G 1 5 - 123
101/4, GMBI. 2012, 810 gefdérdert werden oder geférdert werden
konnten,

- Veranstaltungen nach den Arbeitnehmerweiterbildungsgesetzen der
Lander, sofern es sich nicht ausdricklich um der beruflichen Fortbil-
dung dienende Weiterbildungsmalnahmen handelt,

- Veranstaltungen, die keinen konkreten Bezug zu den beruflichen Ta-
tigkeiten haben (z. B. Veranstaltungen zum Personal- und Arbeits-
recht),

- Veranstaltungen, bei denen der Veranstaltende nicht die Gewahr flr
einen fachlich und personell reibungslosen Ablauf bietet. Hinweise
hierfir kdnnen sich u. a. aus bereits durchgefiihrten Semina-
ren/Schulungen des Veranstalters, aus der Auswahl der



Referentinnen und Referenten fir die geplante Veranstaltung sowie
aus geaulerter Kritik vonseiten der Teilnehmenden ergeben. 15. Februar 2021
Seite 12
Bestehen bei der Anerkennung einer Veranstaltung unterschiedliche Auffas-
sungen zwischen den Integrationsamtern, so kann zur Entscheidungsfin-
dung eine Arbeitsgruppe aus je einer/m Vertreter/in dreier Integrationsamter
gebildet werden. Die begriindete Empfehlung der Arbeitsgruppe zur Aner-
kennung einer Veranstaltung bildet die Entscheidungsgrundlage fuir das zu-
standige Integrationsamt.

8.4 Verbindlichkeit

Die Anerkennung einer Veranstaltung durch das zustandige Integrationsamt
unter Bertcksichtigung der zuvor genannten Kriterien ist fur alle anderen In-
tegrationsamter verbindlich.

Hiervon unberihrt bleibt die im Antragsverfahren vom zustandigen Integrati-
onsamt jeweils gesondert zu prifende Férderung der Teilnahme von einzel-
nen schwerbehinderten und ihnen gleichgestellten behinderten Antragstel-
lern an der jeweiligen Veranstaltung. Die Prufung beinhaltet auch die Hohe
des zu gewahrenden Zuschusses.

Auch wenn eine Veranstaltung nicht anerkannt wurde, besteht dennoch im
Einzelfall die Mdglichkeit einer individuellen Férderung durch das zustandige
Integrationsamt. Dies gilt insbesondere fir die in Nr. 8.3 Spiegelstrich 3 ge-
nannten Veranstaltungen.

9. Leistungen fiir Kommunikationshilfen

Leistungen fir Kommunikationshilfen fir schwerbehinderte Menschen mit
Ho6r- oder Sprachbehinderung, die als erganzende Leistung im Zusammen-
hang mit einer MaRnahme zur Erhaltung und Erweiterung beruflicher Kennt-
nisse und Fertigkeiten benétigt werden, kdnnen nach den KVJS-
Leistungsgrundsatzen fir Kommunikationshilfen geférdert werden.

Die Voraussetzungen, die Leistungshéhe und das Verfahren richten sich
nach den KVJS-Leistungsgrundsatzen flir Kommunikationshilfen in der je-
weils gultigen Fassung.



10. Inkrafttreten

15. Februar 2021
Diese Neuregelung tritt am 08.09.2021 in Kraft. Seite 13



	Zur Darstellung aller möglichen Fortbildungsarten ist der dieser Anlage 1 zugrunde liegenden Geschäftsanweisung eine tabellarische Aufzählung beigefügt (Anlage 2). 

